
   
 

Medienmitteilung vom 14. März 2018 

 

 

Die Stadtzürcher Observationsverordnung – 

ein Grundrechtsskandal 

Beschwerde in Vorbereitung 
 

 

Die Stadtparteien von AL und Grünen werden zusammen mit drei juristischen Organisatio-
nen eine Beschwerde (Erlassanfechtungsrekurs gemäss §21b VRG) gegen die geplante Ob-
servationsverordnung des Stadtrats einreichen. 

Wir Beschwerdeführenden sind überzeugt davon, dass die geplante Observationsverord-
nung (ObsVO) unter der Federführung des Sozialdepartements mehrfach gegen geltendes 
Recht sowie gegen die Verhältnismässigkeit verstösst. Zudem stellt sie einen handfesten po-
litischen Skandal dar. 

Wir bestreiten, dass die Stadt Zürich überhaupt befugt ist, eine Ausführungsverordnung zu 
erlassen, solange eine kantonale Gesetzesgrundlage fehlt. Erst kürzlich wurde dazu im Kan-
tonsrat eine Parlamentarische Initiative überwiesen, welche dem Regierungsrat genau die-
sen Auftrag erteilt. Auch in den nationalen Räten dauert die Debatte über Observation bei 
den Sozialversicherungen an. Es wäre also dem Sozialdepartement gut angestanden, das 
Geschäft zu sistieren, bis eine übergeordnete Gesetzesgrundlage vorliegt. 

Die Verordnung ist zudem unnötig, denn Sozialhilfemissbrauch ist heute ein Strafdelikt, ob 
es uns passt oder nicht. In Verdachtsfällen müsste die Sozialbehörde also heute schon eine 
Strafanzeige einreichen. Die Polizei macht dann ihre Arbeit, bei Bedarf auch mit Observatio-
nen oder technischen Hilfsmitteln. Wir wehren wir uns gegen ein gefährliches Präjudiz, wenn 
Mitarbeitende des Sozialdepartements bzw. der Sozialbehörde polizeiliche Observations-
funktionen übernehmen. Im Sinne der Gewaltentrennung braucht es keine neue «Sozialpoli-
zei». 

Sowohl rechtlich wie politisch unhaltbar ist zudem, dass die geplante ObsVO weitergehen 
will als der Bund bei der Revision des Sozialversicherungsgesetzes. Stossend wäre insbe-
sondere, dass keine richterliche Instanz bei der Bewilligung von technischen Hilfsmitteln zur 
Standortbestimmung zuständig wäre. Das geht weiter als der Staat bei Terrorismus oder kri-
minellen Vereinigungen vorsieht. Das Sozialinspektorat hätte somit mehr Kompetenzen als 
die Polizei! 

Die ObsVO sieht einen massiven Eingriff in die Grundrechte der betroffenen Personen vor. 
Wir wollen die Sachlage daher juristisch geklärt haben. Zudem werden AL und Grüne die 
Weisung im Gemeinderat ablehnen. 

 

Weitere Auskünfte: 

Katharina Prelicz-Huber, Gemeinderätin Grüne, Kommissionsmitglied SK SD, 076 391 79 15 

Ezgi Akyol, Gemeinderätin AL, Kommissionsmitglied SK SD, 076 493 25 95 

Pierre Heusser, Rechtsanwalt, 044 242 53 84 

Markus Kunz, Fraktionspräsident Grüne, 079 463 28 45 

 



   
 

 


